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Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

Gesetz Nr. 17 
Kontrolle der Auslandsgrenzen 

VORSPRACH 
Gesetz Nr 161 der Militärregierung verbietet je-

dermann, die Auslandsgrenzen Deutschlands ohne 
Genehmigung der Militärregierung zu überschreiten. 

Gesetz Nr. 53 und Gesetz Nr. 161 der Militär-
regierung verbieten die Ein- und Ausfuhr von Gü-
l o n und den Geldverkehr über die Grenzen Deutsch-
lands ohne eine auf Grund dieser Gesetze erteilten 
Ermächtigung. 

Das Überschreiten der Auslandsgrenzen Deutsch-
lands und die Ein- und Ausfuhr von Gütern über 
diese Grenzen ist ebenfalls durch deutsche Gesetze 
geregelt. 

Es erscheint wünschenswert, für eine wirksamere 
Durchführung dieser Gesetze Vorsorge zu treffen. 

ES WIRD DAHER ANGEORDNET; 

Artikel I 
Besondere Grenzübergangsstellen 

1. Vom Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes an 
dürfen die den Bestimmungen der Ziffer 2 dieses 
Gesetzes unterworfenen Personen die Auslands-
grenzen des amerikanischen Kontrollgebiets Deutsch-
lands nur an besonderen Grenzübergangsstellen 
Überschreiten, die durch dieses Gesetz bestimmt und 
an oder in der Nähe von den folgenden Punkten er-
richtet werden: 

a) Tschechoslowakei: 
1. Schirnding: Eisenbahn 
2. Fürth im Wald: Eisenbahn und Landstraße 

b) Österreich: 
1. Freilassing: Eisenbahn 
2. Salzburg: Autobahn 
3. Passau: Eisenbahn und Landstraße 
4. Lofer: Landstraße 
5. Kufstein: Eisenbahn und Landstraße 
6. Scharnitz: Eisenbahn und Landstraße 

c) Seehafen: 
1. Bremerhaven 

d) Flughäfen: 
1. Stuttgart 

2. Frankfurt (Rhein/Main) 
3. München 
4. Bremen 
5. Nürnberg 

Artikel II 
Zollkontrolle von Angehörigen der Besatzungs-

mächte 
2. Militär- und Zivilpersonen, die den Streitkräf-

ten der amerikanischen oder alliierten Besatzungs-
mächte Deutschlands angehören, in ihren Diensten 
stehen, einer von ihnen zugelassenen Organisation 
angehören oder bei ihnen akkreditiert sind (nicht 
aber verschleppte Personen und solche, die in 
Deutschland ihren ständigen Aufenthalt haben) und 
deren Familienangehörigen ist es verboten, das 
amerikanische Kontrollgebiet über die Auslands-
grenzen Deutschlands an anderen Punkten zu be-
treten oder zu verlassen, als an den besonderen 
Grenzübergangsstellen, die in Ziffer 1 dieses Ge-
setzes aufgeführt sind. 

3. Zwecks Durchsetzung der anwendbaren Rechts-
vorschriften sind hiermit alle in Ziffer 2 dieses Ge-
setzes genannten Personen beim Betreten und Ver-
lassen des amerikanischen Kontrollgebiets Deutsch-
lands der Zollkontrolle unterworfen. Diese Kontrolle 
wird von den zuständigen deutschen Behörden an 
besonderen Grenzübergangsstellen unter Aufsicht 
von Angehörigen der Zolleinheit der Militärprofoß-
Abteilung, Hauptquartier des Europäischen Befehls-
bereichs, durchgeführt. Auf Wunsch der zu kontrol-
lierenden Person findet diese Kontrolle in Gegen-
wart von Angehörigen der Zolleinheit der Militär-
profoß-Abteilung des Hauptquartiere des Europäi-
schen Befehlsbereichs statt, die bei diesen Grenz-
übergangsstellen Dienst tun. 

Artikel i n 
Andere Kontrollen 

4. Andere als in Ziffer 2 dieses Gesetzes aufge-
führte Personen können die Auslandsgrenzen 
Deutschlands beim Betreten und Verlassen des ame-
rikanischen Kontrollgebiets entweder an den gemäß 
Ziffer 1 dieses Gesetzes errichteten besonderen 
Grenzübergangsstellen oder an anderen, von den 
zuständigen deutschen Behörden bezeichneten oder 
zu bezeichnenden Grenzübergangsstellen überschrei-
ten und sind, wie bisher, den anwendbaren Rechts-
vorschriften und der Grenzzollkontrolle dieser Be-
hörden unterworfen. 
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Artikel IV 
Durchsetzungs- und Strafbestimmungen 

5. Angehörige der Zolleinheit der Militärprofoß-
Abteilung des Hauptquartiers des Europäischen Be-
fehlsbereichs, die bei diesen besonderen Grenz-
übergangsstellen Dienst tun. sind berechtigt, alle 
den Bestimmungen der Ziffer 2 dieses Gesetzes 
unterworfenen Personen festzunehmen oder zu ver-
haften, die gegen Bestimmungen dieses Gesetzes 
oder gegen dessen Durchführungsbestimmungen ver-
stoßen und alle Gegenstände zu beschlagnahmen, 
die sich im Besitz einer in einen derartigen Verstoß 
verwickelten Person befinden. 

6. Die zuständigen deutschen Behörden sind aus-
drücklich ermächtigt und angewiesen, das Über-
schreiten der Auslandsgrenzen im amerikanischen 
Kontrollgebiet Deutschlands an anderen als den be-
sonderen Grenzübergangsstellen durch Personen, 
die den Bestimmungen der Ziffer 2 dieses Gesetzes 
unterworfen sind, zu verhindern; diese Behörden 
haben der Zolleinheit der Militärprofoß-Abteilung 
des Hauptquartiers des Europäischen Befehlsbereichs 
jeden Grenzüberschreitungsversuch zwecks entspre-
chender Amtshandlung zu melden. 

7. Alle diesem Gesetz unterworfenen Personen, 
die gegen dessen Bestimmungen verstoßen oder ver-
suchen, dagegen zu verstoßen, werden mit Freiheits-
strafe bis zu zwei (2) Jahren oder mit Geldstrafe bis 
zu zweitausend (2000) Dollar oder mit beiden Stra-
fen bestraft. 

8. Alle diesem Gesetze unterworfenen Personen, 
bei deren Kontrolle an den besonderen Grenzüber-
gangsstellen ein Verstoß oder der Versuch eines 
solchen gegen anwendbare Bestimmungen von an-
deren Rechtsvorschriften der Militärregierung oder 
deutscher Rechtsvorschriften, die sich auf die Ein-
tind Ausreise von Personen oder auf den Güter-
und Geldverkehr über die Auslandsgrenzen des 
amerikanischen Kontrollgebietes Deutschlands be-
ziehen, festgestellt wird, unterliegen den in diesen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen Strafbestimmungen. 

Artikel V 
Strafverfolgung 

9. Amerikanische Militärgerichte sind zuständig 
für strafbare Handlungen der der Ziffer 2 dieses 
Gesetzes unterworfenen Personen, die sich aus Ver-
stößen gegen dieses Gesetz oder eine auf Grund 
dieses Gesetzes erlassene Ausführungsverordnung 
ergeben und ebenfalls für strafbare Handlungen, 
die von verschleppten Personen durch Verstoß gegen 
dieses Gesetz und eine hierzu erlassene Ausführungs-
verordnung begangen oder angeblich begangen wor-
den sind; die entsprechenden militärischen Justiz-
behörden des Hauptquartiers des Europäischen Be-
fehlsbereichs oder die diesen unterstellten Behörden 
sind jedoch ausschließlich zuständig für Verstöße 
gegen dieses Gesetz, welche von Militärpersonen der 
Streitkräfte der amerikanischen Besatzungsrhacht in 
Deutschland begangen oder angeblich begangen wor-
den sind. 

10. Die Zuständigkeit deutscher Gerichte erstreckt 
Mch auf alle Fälle von Verstößen gegen dieses Ge-
setz, deren Zuständigkeit nicht ausdrücklich durch 
Ziffer 9 vorbehalten ist. 

Artikel VI 
Inkrafttreten 

11. Dieses Gesetz findet in den Ländern Bayern. 
Bremen, Hessen und Württemberg-Baden Anwen-
dung. Es tritt am 15. April 1949 in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

Erste Änderung 
des Gese tzes Nr . 17 der Mil i tärregierung 

„Kontrolle der . Aus landsgrenzen" 

Artikel I 
1. Artikel I Ziffer 1 des Gesetzes Nr. 17 der Mili-

tärregierung erhält folgende Fassung: 

„1. Vom Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes an 
dürfen die den Bestimmungen der Ziffer 2 dieses 
Gesetzes unterworfenen Personen die Auslandsgren-
zen des amerikanischen Kontrollgebiets Deutschlands 
nur an besonderen Grenzübergangsstellen über-
schreiten, die durch dieses Gesetz bestimmt und an 
oder in der Nähe von den folgenden Punkten er-
richtet werden; das Hauptquartier des Europäischen 
Befehlsbereichs kann jedoch anordnen, daß einzelne 
militärisch begleitete Transporte in Militärfahrzeu-
gen und -zügen und von Truppen, Ausrüstung, Ver-
pflegung und Personen (beaufsichtigte Transporte) 
die Grenze an jeder durch die Anordnung bestimm-
ten Grenzübergangsstelle überschreiten können. Für 
Zwecke dieses Gesetzes gilt für jeden einzelnen 
Transport die so bestimmte Grenzübergangsstelle 
als eine besondere Grenzübergangsstelle. 

a) Tschechoslowakei. 
1. Schirnding: Eisenbahn 
2. Fürth im Wald: Eisenbahn 
3. Waidhaus: Landstraße 

b) Österreich. 
1. Freilassing: Eisenbahn 
2. Salzburg: Autobahn 
3. Passau: Eisenbahn und Landstraße 
4. Lofer: Landstraße 
5. Kufstein: Eisenbahn und Landstraße 
6. Scharnitz: Eisenbahn und Landstraße 
T. Schellenberg: Landstraße 

c) Seehafen. 
1. Bremerhaven 

d) Flughäfen. 
1. Stuttgart 
2. Frankfurt (Rhein-Main) 
3. München (Riem) 
4. Bremen 
5. Nürnberg" 

2. Artikel IV Ziffer 5 des Gesetzes Nr. 17 der Mili-
tärregierung erhält folgende Fassung: 

„5. Angehörige der Zolleinheit der Militärprofoß-
Abteilung des Hauptquartiers des Europäischen Be-
fehlsbereichs, die bei den besonderen Grenzüber-
gangsstellen Dienst tun, sind berechtigt, alle den 
Bestimmungen der Ziffer 2 dieses Gesetzes unter-
worfenen Personen festzunehmen oder zu verhaften, 
die gegen Bestimmungen dieses Gesetzes oder gegen 
dessen Durchführungsbestimmungen verstoßen, und 
deutsche Zollbeamte zu ermächtigen, alle im Besitze 
dieser Personen befindlichen Gegenstände zu be-
schlagnahmen, auf die sich ein derartiger Verstoß 
bezieht." 

Artikel II 
Diese Änderung tritt am 16. April 1949 in den 

Ländern Bayern, Bremen. Hessen und Württemberg-
Baden in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 
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Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

Gesetz Nr. 18 
Ausführungsbestimmungen zur Kontrollrats-

direktive Nr. 57 
In Anbetracht dessen, daß Artikel II des Kontroll-

ratsgesetzes Nr. 10 „Bestrafung von Personen, die 
sich Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen den Frie-
den oder gegen die Menschlichkeit schuldig gemacht 
haben", die Einziehung von Vermögen bestimmter 
Personen durch Urteil vorsieht und weiterhin be-
stimmt, daß Vermögen, dessen Einziehung oder 
Rückerstattung von dem Gericht angeordnet worden 
ist. dem Kontrollrat für Deutschland zum Zwecke 
weiterer Verfügung ausgehändigt wird; und 

in Anbetracht dessen, daß die Kontrollratsdirek-
tive Nr. 38 „Verhaftung und Bestrafung von Kriegs-
verbrechern, Nationalsozialisten und Militaristen 
und Internierung, Kontrolle und Überwachung von 
möglicherweise gefährlichen Deutschen", die Er-
mächtigung für den Erlaß von Gesetzen für die Ein-
ziehung von Vermögenswerten für Zwecke der Wie-
dergutmachung erteilt, und daß ein derartiges Ge-
setz in der amerikanischen Besatzungszone erlassen 
wurde, nämlich das Gesetz zur Befreiung von Na-
tionalsozialismus und Militarismus, das die Grund-
lage für die Einziehung von Vermögen bestimmter 
Personen bildet; und 

in Anbetracht dessen, daß der Kontrollrat die 
Direktive Nr. 57 erlassen hat, die allgemeine Richt-
linien für die Verteilung von Vermögenswerten ent-
hält, die in Verfahren gemäß des Kontrollratsgeset-
zes Nr. 10 und der entsprechenden Gesetzgebung auf 
Grund der Kontrollratsdirektive Nr. 38 eingezogen 
worden sind, 

WIRD HIERMIT FOLGENDES ANGEORDNET: 
Artikel I 

1. Zum Zwecke der Durchführung der Kontroll-
ratsdirektive Nr. 57 wird der Leiter der deutschen 
Dienststelle, der mit der Ausübung der Vermögens-
kontrolle in den Ländern (Leiter der zivilen Landes-
dienststelle, ICAH) oder derjenige Beamte, der 
durch den Ministerpräsidenten eines Landes, in 
Bremen durch den Senatspräsidenten, im amerika-
nischen Sektor Berlins durch den Sektoren-Befehls-
haber bestimmt wird, hierdurch beauftragt und be-
vollmächtigt, das Eigentum an den der Verteilung 
unterliegenden Vermögenswerten gemäß der Kon-
trollratsdirektive Nr. 57 zu übertragen. 

2. Die Übertragung des Eigentums von Grund-
vermögen auf Grund der Kontrollratsdirektive Nr. 57 
wird in jedem Fall durch eine Übertragungsbeschei-
nigung, die durch den Leiter der deutschen Landes-
dienststelle oder einen anderen beauftragten Be-
amten ausgestellt wird, bewiesen. Diese Bescheini-
gung muß mindestens die folgenden Angaben ent-
halten: den Namen des früheren Eigentümers, den 
Namen und den Hauptsitz der empfangenden Organi-
sation oder gegebenenfalls des Landes, eine Be-
scheinigung des zu übertragenden Grundstücks in 
Übereinstimmung mit dem Grundbuch und eine Be-
scheinigung, daß die Übertragung des Vermögens 
im Einklang mit allen Bestimmungen und Bedin-
gungen dieses Gesetzes und der Kontrollratsdirek-
tive Nr. 57 erfolgt. 

3. Eine nach Absatz 2 dieses Artikels ordnungs-
mäßig ausgefertigte Ubertragungsbescheinigung oder 
ein ordnungsgemäßer Auszug derselben genügt zur 
Vornahme der notwendigen Eintragungen in den 
Grundbüchern oder anderen öffentlichen Registern. 
Die Tatsache, daß das Eigentum an einem Grund-
stück unter dieses Gesetz fällt, muß in das Grund-
buch eingetragen werden. 

4. Mit der Eintragung in das Grundbuch ist die 
Eigentumsübertragung vollzogen. 

Artikel II 
5. Die Militärregierung kann jederzeit jede Ver-

fügung über Vermögenswerte, die gemäß der Er-
mächtigung nach Artikel I, Absatz 1 dieses Gesetzes 
übertragen wurden, oder jede spätere Verfügung 
über derartige Vermögenswerte durch den Empfän-
ger oder einen Rechtsnachfolger desselben aufheben 
oder abändern, wenn sie mit dem Zweck und der 
Absicht der Kontrollratsdirektive Nr. 57 unverein-
bar erscheint. 

6. Jede Verfügung, die nach Absatz 5 von der 
Militärregierung aufgehoben wurde, ist als von An-
fang an nichtig anzusehen. In diesem Fall sind die 
Vorschriften zum Schutz des gutgläubigen Erwer-
bers nicht anwendbar. 

Artikel III 
7. Alle noch laufenden Pachtverträge über Grund-

stücke, die mit Ermächtigung der Militärregierung 
abgeschlossen wurden und die unter dieses Gesetz 
fallen, bleiben gemäß ihren Bestimmungen in Kraft, 
bis sie durch die Militärregierung oder kraft Er-
mächtigung derselben beendet werden. 

Artikel IV 
8. Die Militärregierung kann alle die Ausführungs-

bestimmungen zu diesem Gesetz erlassen, die zur 
wirksamen Durchführung der Kontrollratsdirektive 
Nr. 57 notwendig und wünschenswert erscheinen. 

Artikel V 
9. Alle deutschen Gesetze, die in Widerspruch zu 

irgendeiner Bestimmung dieses Gesetzes stehen, 
werden hierdurch den Bestimmungen dieses Geset-
zes entsprechend geändert. 

Artikel VI 
10. Die Militärregierung wird den Zeitpunkt bestim-

men, zu welchem Artikel II dieses Gesetzes außer 
Kraft gesetzt wird. 

11. Dieses Gesetz tritt am 11. April' 1949 in den 
Ländern Bayern, Hessen, Württemberg-Baden und 
Bremen und im amerikanischen Sektor von Berlin 
in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

Gesetz Nr. 19 
Verfügung über Vermögenswerte, die sich in der 

amerikanischen Zone oder im amerikanischen Sek-
tor von Berlin befinden und die dem früheren Deut-
schen Reich, einem früheren deutschen Staat (ein-
schließlich des Staates Preußen), Land oder einer 
Provinz gehört haben. 

Es erscheint wünschenswert, eine Klärung der 
Eigentumsverhältnisse an Vermögenswerten herbei-
zuführen, die sich in der amerikanischen Zone oder 
im amerikanischen Sektor von Berlin befinden und 
die am 8. Mai 1945 dem Deutschen Reich oder einem 
deutschen Staat (einschließlich des Staates Preußen), 
Land oder einer Provinz gehört haben. 

Es erscheint zweckdienlich, die Verfügung über 
solche Vermögenswerte gesetzlich zu regeln. 

ES WIRD DAHER ANGEORDNET: 
Artikel I 

1. Vorbehaltlich der in Artikel XIV, Ziffer 18 ent-
haltenen Bestimmungen werden hiermit alle Ver-
mögenswerte, die sich in der amerikanischen Zone 

I Deutschlands oder im amerikanischen Sektor von 
Berlin befinden und die am 8. Mai 1945 unmittelbar 
oder mittelbar dem Deutschen Reich oder einem 
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deutschen Staat (einschließlich des Staates Preußen), 
Land oder einer Provinz gehört haben, für beschlag-
nahmt erklärt, insoweit nicht bereits gemäß Gesetz-
gebung der Militärregierung Eimächtigüngen und 
Anordnungen zur Verfügung über diese Werte er-
gangen sind Alle Rechte und Interessen an diesen 
Vermögenswerten und das Eigentumsrecht an die-
sen Werten gehen auf die amerikanische Militär-
regierung Deutschlands über; die Verfügung über 
diese erfolgt nach den Bestimmungen dieses Ge-
setzes. 

Artikel II 
2. Der Ministerpräsident (in Bremen der Präsident 

des Senates und in Berlin der Oberbürgermeister) 
odei der von ihm bestellte Beamte wird hiermit be-
stimmt und ermächtigt, die gemäß Artikel IV, Zif-
fer 4 und 5; Artikel V, Ziffer 7 und 8; Artikel VI, 
Ziffer 10, und Artikel VII, Ziffer 11 notwendigen 
Übertragungen des Eigentums an diesen Vermögens-
werten durchzuführen. 

Artikel III 
3. Der Gebrauch von Vermögenswerten durch die 

Streitkräfte der Besatzungsmächte ist nicht als ein 
Umstand zu erachten, der einer gemäß diesem Ge-
setz erfolgenden Übertragung entgegensteht; ein 
solcher Gebrauch dauert an bis zur Freigabe des be-
treffenden Vermögenswertes durch die Streitkräfte 
der Besät zungsmächte. 

Artikel IV 
4. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Arti-

kels VII, Ziffer 11 dieses Gesetzes wird hiermit ge-
mäß Artikel I dieses Gesetzes beschlagnahmtes Ver-
mögen des Reiches, das aus 

a) Gebäuden mit ihrem gesamten Zubehör und 
Mobiliar, die in der Regel vorzugsweise der 
Unterbringung von Ämtern der Reichsregie-
rung gedient haben, 

b) Vermögenswerten, die zum Gebrauch des Zoll-, 
Gesundheits-, Wetter- und Leuchtturmdienstes 
und für Einrichtungen der Schiffahrtshilfe und 
des Fischereiwesens bestimmt waren, 

c) Vermögenswerten, die zum Gebrauche der 
Reichsbahn, Reichsautobahn, Reichswasser-
straßen und der Reichspost (ausgenommen die 
unter Ziffer 5 genannten Werte) bestimmt 
waren, 

d) Vermögenswerten, die dem Kriegs versorgungs-
wesen oder anderen Unterstützungs- und Ver-
sicherungsorganisationen auf Gegenseitigkeit 
gedient haben, 

bestand, auf das Land, in dem diese Vermögens-
werte gelegen sind, zu treuen Händen übertragen 
(auf die Stadt Berlin, wenn sich die Werte im ame-
rikanischen Sektor von Berlin befinden), als Treu-
händer für einen deutschen, den Ländern übergeord-
neten Staat, den die amerikanischen, britischen und 
französischen Militärregierungen anerkennen wer-
den. Gegenwärtig bestehende Regelungen bezüglich 
Besitz, Verwaltung und Gebrauch der in diesem Ab-
satz genannten Vermögenswerte bestehen für die 
Dauer des Treuhandverhältnisses fort, soweit nicht 
andere ihnen zweckmäßig erscheinende Regelungen 
von der Militärregierung oder den zuständigen 
deutschen Behörden getroffen werden. Soweit die 
gesetzgebende Körperschaft eines solchen anerkann-
ten deutschen Staates in dieser Ziffer genannte Ver-
mögenswerte ausdrücklich bezeichnet, werden diese 
Werte endgültig an diesen deutschen Staat über-
tragen, falls die Militärregierung hierzu ihr Einver-
ständnis gibt. Das Treuhandverhältnis bezüglich von 
Vermögenswerten, die nicht, wie vorstehend, aus-
drücklich bezeichnet worden sind oder bezüglich 
deren das Einverständnis zur Übertragung nicht in-
nerhalb eines Jahres von der obengenannten Er-
richtung eines deutschen Staates angegeben worden 

ist. endet mit diesem Zeitpunkt, und das Land, in 
dem diese Vermögenswerte gelegen sind (die Stadl 
Berlin, falls sich die Werte im amerikanischen Sek-
tor von Berlin befinden), erhält volles Eigentum an 
diesen Werten. 

5. Vermögenswerte der früheren Reichspost, die 
am 31. Dezember 1948 unmittelbar oder mittelbar 
für Zwecke des Rundfunks verwendet wurden, wer-
den hiermit an die der Allgemeinheit dienende 
Rundfunkorganisation übertragen, welche in dem 
betreffende Lande gemäß deutschen Gesetzen ge-
schaffen worden ist. Falls am Tage des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes in einem Lande keine öf-
fentliche Rundfunkorganisation bestehen sollte, die 
zur Empfangnahme solcher Vermögenswerte be-
rechtigt wäre, so werden solche Vermögenswerte 
treuhänderisch an dieses Land übertragen, als Treu-
händer für eine der Allgemeinheit dienende Rund-
funkorganisation, die zu deren Empfangnahme be-
rechtigt ist. 

Das Land hat diese Vermögenswerte an eine 
solche Organisation zu übertragen, sobald diese ge-
schaffen worden ist. 

Artikel V 
6. Vorbehaltlich der in Artikel VI, Ziffer 10 dieses 

Gesetzes enthaltenen Bestimmungen geht das Eigen-
tum an gemäß Artikel I dieses Gesetzes beschlag-
nahmten Vermögenswerten, welche am 8. Mai 1945 
einem zu der Zeit bestehenden deutschen Staat (ein-
schließlich des Staates Preußen), Land oder einer 
Provinz gehörten, deren Territorien nunmehr ganz 
oder zum Teil in das „Gebiet" fallen (Begriffsbe-
stimmung gemäß Artikel XII; im folgenden als „Ge-
biet" bezeichnet), hiermit auf das Land über, in dem 
diese Werte am Tage des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes gelegen sind (auf die Stadt Berlin, wenn sich 
die Werte im amerikanischen Sektor von Berlin be-
finden). 

7. Wenn einer juristischen Person, an der das 
Deutsche Reich oder ein früherer deutscher Staal 
(einschließlich des Staates Preußen), Land oder eine 
Provinz eine Mehrheitsbeteiligung besaß, Vermö-
genswerte gehören, die innerhalb des „Gebietes" ge-
legen sind, diese juristische Person ihren Sitz jedoch 
außerhalb des „Gebietes" hat, so werden diese Ver-
mögenswerte an das innerhalb des „Gebietes" ge-
legene Land treuhänderisch übertragen, als Treu-
händer für eine neu zu errichtende juristische Per-
son. Eine derartige juristische Person ist innerhalb 
eines Jahres vom Tage des Inkrafttretens diese* 
Gesetzes oder innerhalb einer kürzeren, von der 
Militärregierung zu genehmigenden Frist durch das 
innerhalb des „Gebietes" gelegene Land zu errichten, 
das an der erstgenannten juristischen Gesellschaft 
die stärkste Beteiligung hat. Die Aktien der neu 
errichteten juristischen Person oder andere das 
Eigentum an dieser nachweisende Urkunden sollen 
den Wert aller Vermögenswerte der früheren juri-
stischen Person verkörpern, die innerhalb des „Ge-
bietes" gelegen sind, und sollen zwischen den Län-
dern des „Gebietes" im Verhältnis ihres Aktion-
besitzes an der alten Gesellschaft zum Gesamt -
aktienkapital der alten Gesellschaft, soweit es im 
„Gebiet" ausständig ist, aufgeteilt werden. 

8. Wenn sich ergibt, daß keines der innerhalb des 
„Gebietes" gelegenen Länder an der früheren juri-
stischen Person beteiligt war, so endet das Treu-
handverhältnis innerhalb eines Jahres nach dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes, und das 
Land, in welchem die Vermögenswerte gelegen sind 
(die Stadt Berlin, wenn sich die Vermögenswerte im 
amerikanischen Sektor von Berlin befinden), soll 
volles Eigentum daran erhalten. 

9. Die Behandlung von Minderheitsinteressen an 
der früheren juristischen Person, die Privatpersonen 
zustehen, wird gemäß eines von der Militärregie-
rung zu genehmigenden Planes erfolgen. 
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Artikel VI 
10. Das Eigentum an solchen Vermögenswerten, 

die Kunstwerke, Kulturgegenstände, Statuen oder 
Museumsstücke sind und die am Tage des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes in der amerikanischen Zone 
Deutschlands oder im amerikanischen Sektor von 
Berlin gelegen sind und am 8. Mai 1945 dem Deut-
schen Reich oder einem deutschen Staat (einschließ-
lich des Staates Preußen), Land oder einer Provinz 
gehört haben, deren Territorien zum größten Teil 
außerhalb des „Gebietes" liegen, geht hiermit treu-
händerisch auf das Land über, in dem diese Ver-
mögenswerte gelegen sind (auf die Stadt Berlin, 
wenn sich die Werte im amerikanischen Sektor der 
Stadt Berlin befinden), als Treuhänder für den in 
Artikel IV, Ziffer 4 dieses Gesetzes' genannten 
deutschen Staat, diese Werte sind nach Errichtung 
dieses deutschen Staates und auf Anordnung der 
Militärregierung durch die in Artikel II dieses Ge-
setzes genannten Mittelspersonen an diesen Staat zu 
übertragen. Bis zur Übertragung bleiben die gegen-
wärtig bestehenden Regelungen für die Pflege und 
Aufbewahrung von solchen Vermögenswerten in 
Kraft oder es werden andere diesbezügliche Rege-
lungen getroffen, wie sie von den zuständigen Be-
hörden als angemessen erachtet werden. 

Artikel VII 
11. Gemäß Artikel I dieses Gesetzes beschlag-

nahmte Vermögenswerte, die nach dem 30. Januar 
1933 vom Deutschen Reich oder einem früheren 
deutschen Staat erworben wurden und die einer 
Gewerkschaft, Genossenschaft, politischen Partei 
oder sonstigen demokratischen Organisation weg-
genommen worden sind, werden, auch wenn sie 
vom Reich für einen der in Artikel IV, Ziffer 4 die-
ses Gesetzes genannten Zweck verwendet worden 
waren, hiermit treuhänderisch dem Lande über-
tragen, in dem sie gelegen sind (der Stadt Berlin, 
wenn sich die Werte im amerikanischen Sektor von 
Berlin befinden), als Treuhänder für den früheren 
Eigentümer oder, falls keine gegenwärtig beste-
hende Organisation mit dem früheren Eigentümer 
völlig identisch ist, als Treuhänder für eine oder 
mehrere neue, von der Militärregierung genehmigte 
Organisationen, deren Bestrebungen denen des frü-
heren Eigentümers ähnlich -sind. Die in Artikel II 
dieses Gesetzes genannten Mittelspersonen sollen 
das Eigentum an solchen Vermögenswerten an den 
früheren Eigentümer oder die Nachfolgeorganisation 
sobald als möglich übertragen. Die Eigentumsüber-
tragung an solche Organisationen ist in der Weise 
vorzunehmen, die vorgesehen ist für die Übertra-
gung des Eigentums von nationalsozialistischen Or-
ganisationen in Direktive Nr. 50 des Kontrollrats, 
in dem Gesetz Nr. 58 der Militärregierung und in 
Gesetzen und Anweisungen, die "zu deren Durchfüh-
rung erlassen worden sind. 

Artikel VIII 
12. Das Eigentum an Vermögenswerten, die ge-

mäß Artikel I dieses Gesetzes beschlagnahmt wor-
den sind und über die in diesem Gesetz keine an-
dere Verfügung getroffen ist, geht hiermit über auf 
das Land, in dem diese Vermögenswerte gelegen 
sind (auf die Stadt Berlin, wenn sich die Werte -im 
amerikanischen Sektor von Berlin befinden). 

Artikel IX 
13. Das Eigentum geht auf den Erwerber von 

Vermögenswerten nach Maßgabe dieses Gesetzes 
über mit allen am Tage der Übertragung bestehen-
den Belastungen und Haftungen bis zu dem Betrag, 
der dem Wert dieses Eigentums gleichkommt. 

Artikel X 
14. Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf fol-

gende Gruppen von Vermögenswerten: 

a) Kulturelle und historische Archive und öffent-
liche, private und kirchliche Dokumente und Ak-
ten, die sich auf die Tätigkeit, die Rechte, An-
sprüche, Verträge, Verfassungen usw. von 
Familien. Körperschaften, Gemeinden, Kirchen 
oder Staaten beziehen und die nach dem 
1. September 1939 aus einem anderen Gebiet 
Deutschlands als dem „Gebiet" entfernt wor-
den sind; 

b) Reichsmarkguthaben bei Geldinstituten im 
„Gebiet" einschließlich Reichsmarkguthaben, 
welche ausschließlich aus Einlagen in alten, 
nach Maßgabe des Gesetzes Nr. 61 der Militär-
regierung (Währungsgesetz) ablieferungspflich-
tigen Währungsbanknoten stammen, die auf 
Grund des Gesetzes Nr. 63 der Militärregierung 
(Umstellungsgesetz) erloschen sind; 

c) Vermögenswerte, die unmittelbar oder mittel-
bar dem Deutschen Reich gehörten und die 
Verwendung in Verbindung mit der Erzeugung, 
dem Verleih und der Aufführung von Filmen 
gefunden haben; 

d) Vermögenswerte der Eisen-, Stahl- und Koh-
lenindustrie, die den Bestimmungen des Ge-
setzes Nr. 75 der Militärregierung unterliegen. 

Artikel XI 
15. Für die Zwecke dieses Gesetzes gelten Ver-

mögenswerte als an dem Orte gelegen, wo sie sich 
gewöhnlich befinden. 

Artikel XII 
16. Der Ausdruck „Gebiet", wie er in diesem Ge-

setz gebraucht wird, bedeutet die Länder Bayern, 
Bremen, Hessen Württemberg-Baden und den 
amerikanischen Sektor von Berlin. Sobald die an-
deren Militärregierungen Gesetzgebung erlassen 
haben, welche die amerikanische Militärregierung 
für Deutschland als diesem Gesetze ähnlich erachtet, 
so soll das „Gebiet" auch Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein, Hansestadt Hamburg, 
Baden, Württemberg-Hohenzollern, Rheinland-Pfalz 
und den britischen und französischen Sektor von 
Berlin umfassen, wie sie am 1. September 1948 be-
standen haben. 

Artikel XIII 
17. Soweit die Militärregierung keine anderen 

Anweisungen ergehen läßt, soll der Ministerpräsi-
dent eines jeden Landes (in Bremen der Senats-
präsident, in Berlin der Oberbürgermeister) oder 
der von ihm bestimmte zuständige Beamte Rechts-
verordnuhgen und Verwaltungsvorschriften erlas-
sen, die zur Durchführung dieses Gesetzes notwen-
dig sind. 

Artikel XIV 
18. Soweit die amerikanische Militärregierung für 

Deutschland keine abweichenden Anweisungen und 
Ausführungsbestimmungen gemäß diesem Gesetz 
erläßt, erstrecken sich die Bestimmungen dieses Ge-
setzes nicht auf Vermögenswerte, die den Charakter 
von gemeinnützigen öffentlichen Betrieben haben, 
im amerikanischen Sektor von Berlin gelegen sind 
und einen Teil einer wirtschaftlichen Einheit bilden, 
die sich in mehr als einem Sektor von Berlin be-
findet und im Betrieb ist, einschließlich von Ver-
mögenswerten der Reichsbahn, Reichsautobahn und 
Reichspost, ohne jedoch auf diese beschränkt zu sein. 

Artikel XV 
19. Alle Gesetzgebung, die mit den Bestimmungen 

dieses Gesetzes in Widerspruch steht, wird hiermit 
aufgehoben. 

20. Der in Artikel IV, Ziffer 4 genannte deutsche 
Staat kann nach Inkrafttreten seines Grundgesetzes 
jede auf diesem Gesetz beruhende Verfügung zu-
gunsten der Länder, die mit einer in dem Grund-
gesetz vorgesehenen Verfügung in Widerspruch 

1 steht, außer Kraft setzen. 
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Artikel XVI 
21. Dieses Gesetz tritt in den Ländern Bayern, 

Bremen, Hessen, Württemberg-Baden und im ame-
rikanischen Sektor von Berlin am 20. April 1949 in 
Kraft 

IM AUFTRAGF DER MILITÄRREGIERUNG. 

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet 

Gesetz Nr. 57 
(geänderter Wortlaut) 

Vgl. GVB1. 1947 S. 132 u. S. 209 sowie 1948 S. 108. 

Dezentralisierung der Banken 
Auf Grund des zwischen den Militärgouverneuren 

und Oberbefehlshabern der amerikanischen, briti-
schen und französischen Zone getroffenen Überein-
kommens bezüglich Dezentralisierung der Banken 
wird hiermit folgendes angeordnet: 

Artikel T 
Verbote 

1. Banken, deren Hauptniederlassungen in einem 
Lande der amerikanischen Zone liegen, dürfen außer-
halb dieses Landes keine Zweigniederlassung er-
richten oder unterhalten, ausgenommen solche, deren 
Tätigkeit sich auf die Gewährung von mittelfristi-
gen und langfristigen Krediten beschränkt. Diese 
können mit Zustimmung der Bank Deutscher Länder 
Zweigniederlassungen außerhalb des Landes, in dem 
ihre Hauptniederlassung liegt, errichten. 

2. Unbeschadet der Kontrolle durch die Bank Deut-
scher Länder soll jede Bank in ihrer Tätigkeit in 
einem Lande der amerikanischen Zone vollkommen 
unabhängig sein von jeder direkten oder indirekten 
Kontrolle durch Bankinstitute (einschließlich Dach-
gesellschaften oder Treuhandgesellschaften), Regie-
rungsbehörden oder Gewerbe- oder ähnliche Orga-
nisationen, welche außerhalb dieses Landes ihren 
Sitz haben. 

3. Die Bestimmungen der Ziffern 1 und 2 dieses 
Artikels sollen nicht dahin ausgelegt, werden, daß 
die Banken daran gehindert werden, Geschäfte 
außerhalb des Landes, in dem sie hauptsächlich tätig 
Sind, abzuschließen oder Geschäftsverbindungen mit 
anderen Banken innerhalb oder außerhalb dieses 
Landes zu unterhalten 

4. Auf die Deutsche Verkehrs Kredit A.G. finden 
die Bestimmungen dieses Artikels keine Anwendung, 
soweit es sich um Geschäfte handelt, die von ihr für 
oder im Interesse der Deutschen Reichsbahn und 
deren Geschäftsstellen ausgeführt werden 

Artikel II 
Überwachung 

5. Alle Banken in einem Lande unterstehen der 
technischen Aufsicht des Finanzministers, welche 
durch die Landesbankaufsichtsbehörde gemäß bereits 
erlassener oder noch zu erlassender Gesetzgebung 
des betreffenden Landes ausgeübt wird. Diese Auf-
sicht soll die Beachtung aller von den Landeszentral-
banken erlassenen Anordnungen gewährleisten. 

Artikel III 
Verwalter für bestimmte Banken 

6. Die unabhängigen und unparteilichen Verwalter, 
welche zuvor gemäß den Bestimmungen des Ge-
setzes Nr. 57 der MiJiiärragierung betreffend Ver-
walter für bestimmte Banken (in seiner ursprüng-
lichen Fassung) für die Deutsche Bank, Dresdner 
Bank und Commerzbank ernannt wurden, bleiben 
Im Amte. Wenn eine neue Ernennung notwendig 
wird, so soll sie in derselben Weise erfolgen, wie die 
ursprüngliche Ernennung. 

7. Der Verwalter muß das Vermögen der Bank, 
für die er als Verwalter ernannt ist, beaufsichtigen, 
verwalten, pfleglich behandeln, unversehrt erhallen 
und beschützen und muß hinsichtlich des Vermögens 
und dessen Einnahmen genaue Aufzeichnungen und 
Abrechnungen führen. 

8. Der Verwalter kann mit Einwilligung der zu-
ständigen Landesregierung notwendige und wün-
schenswerte, mit den Bestimmungen dieses Gesetzes 
in Einklang stehende Änderungen der derzeitigen 
Geschäftsleitung der Bank vornehmen für die er als 
Verwalter bestellt ist. 

9. Der Verwalter unterliegt weder der direkten 
noch der indirekten Kontrolle der derzeitigen Ak-
tionäre oder Direktoren der Banken, für welche ef 
als Verwalter bestellt ist. 

10. Änderungen der Namen der in Ziffer 6 dieses 
Artikels angeführten Banken, welche von ihren Ver-
waltern bisher gemäß Gesetz Nr. 57 der Militär-
regierung (in seiner ursprünglichen Fassung) vor-
genommen wurden, werden hiermit genehmigt und 
bestätigt. 

Artikel IV 
Auäführungsbestimmungen 

11. Der Ministerpräsident eines jeden Landes oder 
der von ihm bezeichnete Minister kann die zur 
Durchführung dieses Gesetzes notwendigen Rechts-
verordnungen und Verwaltungsvorschriften erlassen. 

Artikel V 
Aufhebungen 

12. Gesetz Nr. 57 der Militärregierung betreffend 
Verwalter für bestimmte Banken und dessen erste 
Abänderung werden aufgehoben. 

Artikel VJ 
Inkrafttreten 

13. Dieses Gesetz findet in den Ländern Bayern, 
Bremen, Hessen und Württemberg-Bade» Anwen-
dung. Es tritt am 15. April 1949 in Kraft 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches KontroIIgebiel 

Gesetz Nr. 66 
L a n d e s z e n t r a l b a n k e n 

Die Errichtung der Bank Deutscher Lander hui 
eine Änderung und Vereinheitlichung der Gesetze 
über die Errichtung der Landeszentral'oanken not-
wendig gemacht. 

Es wird daher folgendes angeordnet: 

i, — Rechtsform 

§ 1 
1. Die Landeszentralbanken sind juristische Per-

sonen des öffentlichen Rechts und haben ihren Sita! 
im Land Bayern in München, 
im Land Bremen in Bremen, 
im Land Hessen in Frankfurt a. M., 
im Land Württemberg-Baden in Stuttgart. 

Sie sind berechtigt, Zweiganstalten im Gebiet ihres 
Landes zu unterhalten. 

2. Über die Errichtung von Zweiganstalten und 
über ihre Organisation beschließt der Verwaltungä-
r a t Der Beschluß bedarf der Zustimmung der 
Bankaufsichtsbehörde 

II. — Aurgaben 

§ 2 
Im Rahmen der Bestimmungen des «esetae» 

Nr. 60 (abgeänderter Text) der MS!itärre«ierung 
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über die Emcbxung der Bank Deutscher Lander 
sowie der jeweils hierzu erlassenen Rechtsvorschrif-
ten, hat die Landeszentralbank die folgenden in den 
S§ 13—17 näher bestimmten Aufgaben: 

1. Den Geldumlauf und die Kreditversorgung zu 
regeln, 

2. Die Zahlungsfähigkeit und Liquidität der Kre-
ditinstitute zu pflegen und die erforderlichen Min-
destreserven der Kreditinstitute für deren Einlagen 
zu unterhalten und zu verwalten, 

3. Als einziges Institut in Vertretung des Landes 
Finanz- und Kassengeschäfte zu erledigen hinsicht-
lich der Mittel, mit denen das Land mit neuem 
Gelde gemäß Artikel XV des Gesetzes Nr. 61 (Wäh-
rungsgesetz) ausgestattet worden ist oder die aus 
Steuern herrühren; auf Verlangen des Landes dessen 
Ein lagen in den vom Lande ausgegebenen Aus-
gleichsforderungen anzulegen mit der Maßgabe, daß 
• das Land von der Bank jeweils verlangen kann, daß 
sie diese Forderungen zurückerwerbe; Finanzge-
schäfte für das Land oder Körperschaften des öffent-
lichen Rechts durchzuführen oder diesen kurzfristige 
Kredite zu gewähren, soweit diese Aufgaben nicht 
anderen Instituten obliegen, 

4. Den Überweisungs- und Scheckverkehr inner-
halb des Landes zu pflegen und den Zahlungsver-
kehr mit anderen deutschen Ländern und dem Aus-
land nach den Richtlinien der Bank Deutscher Län-
der zu erleichtern 

5. Wertpapiere zu verwahren und zu verwalten 
und den Wertpapier-Überweisungsverkehr /u pfle-
gen, 

6. Die Landeszentralbank beteiligt sich um Grund-
kapital der Bank Deutscher Länder nach den Be-
stimmungen des Gesetzes Nr. 60 der Militärregie-
rung über die Errichtung der Bank Deutscher 
Länder. 

III. — Organisation 
§ 3 

1. Die Bank wird durch den Vorstand geleilet, der 
aus dem Präsidenten, seinem Stellvertreter und der 
nach "der Satzung erforderlichen Anzahl von Mit-
gliedern besteht. 

2. Der Vorstand faßt seine Beschlüsse mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Prä-
sidenten. 

3. Der Präsident und sein Stellvertreter werden 
auf Vorschlag des Finanzministers vom Minister-
präsidenten, die übrigen Mitglieder des Vorstandes 
auf Vorschlag des Präsidenten vom Verwaltungsrat 
ernannt. 

4. Die Amtsdauei der Vorstandsmitglieder beträgt 
fünf Jahre. Eine wiederholte Bestellung ist zulässig. 
Während der ersten fünf Jahre des Bestehens der 
Landeszentralbank kann durch die Satzung für die 
Vorstandsmitglieder mit Ausnahme des Präsiden-
ten eine kürzere Amtsdauer festgelegt werden. 

5. Aus wichtigen Gründen können auf Vorschlag 
der Bankaufsichtsbehörde die Mitglieder des Vor-
standes von der für ihre Ernennung zuständigen 
Stelle jederzeit abberufen werden. 

§ 4 
1. Die Landeszentralbank wird durch den Vor-

stand gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 
2. Erklärungen des Vorstandes sind für die Lan-

deszentralbank verbindlich, wenn sie von zwei 
Vorstandsmitgliedern abgegeben werden; sie kön-
nen auch von Bevollmächtigten abgegeben werden, 
die der Vorstand bestimmt. 

3. Die Vorstände der selbständigen Zweiganstalten 
vertreten die Landeszentralbank innerhalb des Ge-
schäftsbereichs der von ihnen geleiteten Zweig-
nnstalt gerichtlich und außergerichtlich. Erklärun-

gen der selbständigen Zweiganstalten «tnd für die 
Landeszentralbank verbindlich, wenn sie von zwei 
Vorstandsbeamten dieser Zweiganstalten oder ihren 
Bevollmächtigten abgegeben werden. 

4. Gegen eine selbständige Zweiganstalt können 
Klagen, die auf ihren Geschäftsbetrieb Bezug haben, 
bei dem für den Sitz der Zweiganstalt zuständigen 
Gericht erhoben werden. 

5. Für Erklärungen an die Landeszentralbank ge-
nügt die Abgabe gegenüber einem Vertretungs-
berechtigten. 

§ 5 
1. Bei der Landeszentralbank und ihren Zweig-

anstalten können vom Präsidenten Urkundsbeamte 
bestellt werden; diese müssen die Befähigung zum 
Richteramt. besitzen. Sie führen ein amtliches Siegel. 

2. Diese Urkundsbeamten können in Angelegen-
heiten der Landeszentralbank alle Amtsgeschäfte 
eines Notars wahrnehmen. Die Befugnis, die Lan-
deszentralbank zu vertreten, kann durch Bescheini-
gung eines Urkundsbeamten der Landeszentralbank 
nachgewiesen werden. 

§ 6 
1. Die Gehälter, Ruhegehälter und Hinterbhebenen-

bezüge der Mitglieder des Vorstandes werden durch 
Vertrag mit der Landeszentratbank. vertreten durch 
den Verwaltungsrat geregelt. Der Vertrag mit dem 
Präsidenten und seinem Stellvertreter bedarf der 
Genehmigung des Ministerpräsidenten. 

2. Die Rechtsverhältnises der Beamten, Angestell-
ten und Arbeiter der Landeszentralbank werden 
durch ein vom Vorstand mit Genehmigung des Ver-
waftunasrats zu erlassendes Statut geregell 

§ 7 
1. Die gesamte Geschäftsführung der Landes-

zentralbank wird durch den Verwalt ungsrat über-
wacht. Er hat die Grundsätze für die Erfüllung der 
Aufgaben der Landeszentralbank festzulegen. Dabei 
ist er an die Beschlüsse des Zentralbankrats der 
Bank Deutscher Länder gebunden. 

2. Der Verwaltungsrat besteht aus neun Mit-
gliedern. Von diesen wird der Vorsitzende vom Mini-
sterpräsidenten auf Vorschlag des Finanzministers er-
nannt. Stellvertretender Vorsitzender ist der Präsi-
dent der Landeszentralbank. Ferner gehören dem 
Verwaltungsrat an: 
der Leiter der Bankaufsichtsbehörde, je ein vom zu-
ständigen Fachminister zu ernennender Vertreter 
der Landwirtschaft, der gewerblichen Wirtschaft und 
der Arbeiter- und Angestelltenschaft. Je ein Mit-
glied wird von den Anteilseignern aus den Kreisen 
der genossenschaftlichen, privaten und öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitute gewählt; d3s Wahlverfah-
ren wird durch Vorschriften, welche gemäß § 27 (4) 
zu erlassen sind, geregelt. 

3. Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungs-
rats mit Ausnahme des stellvertretenden Vorsitzen-
den beträgt in der ersten Amtsperiode ein Jahr; für 
die folgenden Amtsperioden kann durch die Satzung 
eine Amtsdauer bis zu drei Jahren festgesetzt wer-
den. Wiederernennung und Wiederwahl ist zulässig. 

4. Der Verwaltungsrat faßt seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor-
sitzenden. Zur Beschlußfähigkeit ist die Anwesen-
heit von mindestens^ der Hälfte der Mitglieder er-
forderlich. 

§ » 
1. Die Mitglieder des Vorstandes und des Verwal-

tungsrats sowie sämtliche im Dienst der Landes-
zentralbank tätigen Personen sind verpflichtet, über 
alle zu ihrer Kenntnis gelangenden Angelegenheiten 
und Einrichtungen der Landeszentralbank, insbesoJV-

• dere über alle Geschäfte der Bank und über den 
Umfang gewährter Kredite, Schweigen zw toootoachrten 
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auch nachdem die Zugehörigkeit zur Landeszent ra l -
bank: beendet ist. 

2. Sie dürfen ohne Genehmigung der Bankauf-
sichtsbehörde über solche Angelegenheiten vor Ge-
richt nicht aussagen. Die Genehmigung, vor Gericht 
auszusagen, darf nu r versagt werden, wenn die Aus-
sage das öffentliche Wohl gefährden oder die Er -
füllung öffentlicher Aufgaben erheblich erschweren 
Würde. Die Entscheidung der Bankaufsichtsbehörde 
unter l iegt der Nachprüfung seitens des die Verhand-
lung führenden Gerichts. Sollte sich hierbei ergeben, 
daß die Genehmigung ohne stichhaltigen Grund ver -
weigert worden ist, so darf das Gericht die Aussage 
auch ohne das Vorliegen einer solchen erzwingen. 

IV. — Landesaufsicht 

§ 9 
Die Landeszentra lbank unters teh t der Aufsicht des 

Landes . Diese wird durch die Bankaufsichtsbehörde 
ausgeübt. 

V. — Grundkapi ta l 
§ 10 

.1. Das Grundkapi ta l der Landeszent ra lbank beträgt 
B) für das Land Bayern 50 Millionen DM 
b) für das Land Bremen 10 Millionen DM 
C) für das Land Hessen 30 Millionen DM 
d) für das Land Würt temb.-Baden 30 Millionen DM 
Es wird durch Anteilscheine verbrieft. 

2. Das Grundkapi ta l wird zunächst durch eine 
Kapitaleinlage des Landes aufgebracht. Die aus d ie-
ser Kapitaleinlage sich ergebenden Rechte des Lan -
des werden von dem Finanzminis ter wahrgenommen. 

S. Der Finanzminis ter ha t vor dem 1. März 1950 
hm Einvernehmen mit dem Verwal tungsra t die An-
teilscheine an die zur Hal tung von Mindest reserve-
guthaben (§ 14, Abs. 2) verpflichteten Kredi t ins t i tu te 
Su veräußern . Hierbei sind die genossenschaftlichen, 
pr ivaten und öffentlich-rechtlichen Kredi t inst i tute 
gleichmäßig zu beteiligen; Einzelheiten der Beteili-
gung jeder dieser Gruppen werden durch die Sat-
zung geregelt. 

VI. — Jahresabschluß und Gewinnver te i lung 

§ 11 
1. Der Jahresabschluß ist vom Vorstand innerhalb 

der ersten drei Monate nach Ablauf des Geschäfts-
jahres aufzustellen. E r ist vom Verwal tungsra t nach 
Prüfung zu genehmigen. Der Verwal tungsra t ha t 
nach Genehmigung dem Vorstand Ent las tung zu er -
teilen. Der Jahresabschluß wird vom Vorstand ver-
öffentlicht. 

8. Das Geschäftsjahr ist das Kalender jahr . 

§ 12 
1. Der jährliche Reingewinn ist so lange einer ge-

setzlichen Rücklage zuzuführen, bis diese ein Zehn-
tel des Grundkapi ta ls beträgt . 

2. Ha t die gesetzliche Rücklage die in Absatz 1 
vorgesehene Höhe erreicht, so ist ein Fünftel des 
Reingewinns so lange der gesetzlichen Rücklage zu-
zuführen, bis diese ein Zehntel der Gesamtverbind-
iichkeiten, mindes tens aber die Höhe des Grund-
kapi tals ausmacht. Aus der Hälfte des verbleibenden 
Reingewinns e rha l ten die Anteilseigner nach nähe re r 
Festsetzung des Verwal tungsra ts einen Gewinnantei l 
von höchstens 4. v. H. des Grundkapi ta ls . Der h ie r -
nach nicht ver tei l te Gewinn fällt, soweit e r nicht 
durch Beschluß des Verwal tungsra ts mit Genehmi-
gung des Finanzminis ters zur Bildung freier Rück-
lagen verwendet wird, dem Lande zu. 

3. Die gesetzliche Rücklage darf n u r zum Ausgleich 
von Wer tminderungen und zur Deckung von sonsti-
gen Verlusten ve rwand t werden. Der Verwendung 
de r gesetzlichen Rücklage s teht nicht entgegen, d a ß 
freie, zum Ausgleich von Wer tminderungen und zur 
Deckung von sonstigen Verlusten best immt« Rück-
lagen vorhanden sind. 

VII. — Geschäftskreis 
§ 13 

1. Im Rahmen der Bes t immungen des Gesetzes 
Nr. 60 der Mil i tärregierung über die Err ich tung de r 
Bank Deutscher Länder sowie der jeweils hierzu e r -
lassenen Rechtsvorschriften ist die Landeszen t ra l -
bank befugt, mit Kredi t ins t i tu ten und öffentlichen 
Verwal tungen folgende Geschäfte zu betre iben: 

(1) Wechsel und Schecks zu kaufen und zu v e r -
kaufen, aus denen drei als zahlungsfähig b e k a n n t e 
Verpflichtete haften. Die Wechsel müssen, vom T a g e 
des Ankaufs an gerechnet, innerhalb von drei M o -
na ten fällig sein; sie sollen gute Handelswechsel 
sein. Von dem Erfordernis der dr i t ten Unterschrif t 
kann abgesehen werden, wenn durch eine N e b e n -
sicherheit oder in sonstiger Weise die Sicherheit des 
Wechsels oder Schecks gewährle is te t ist; 

(2) von der Verwal tung des Vereinigten W i r t -
schaftsgebiets oder von deutschen Lände rn b e -
gebene Schatzwechsel, welche vom Tage des A n -
kaufs an gerechnet innerhalb von drei Mona ten 
fällig sind, zu kaufen und zu verkaufen. Der Ver -
wal tungs ra t kann einen Höchstbetrag, bis zu dem 
die Landeszentra lbank auf Grund dieser Vorschrift 
Schatzwechsel in ih rem Bestand haben und g e m ä ß 
Ziffer 5 (b) beleihen darf, festsetzen; 

(3) zur Regelung des Geldmarktes nachs tehende 
zum amtlichen Börsenhandel zugelassene fes tver -
zinsliche Wertpapiere: Anleihen der Verwal tung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets, de r Länder und son-
stiger öffentlicher Körperschaften, Pfandbriefe und 
Kommunalobl igat ionen am offenen Mark t zu k a u -
fen und zu verkaufen; die hierfür in Frage k o m -
menden Papiere werden vom Verwal tungsra t nach 
Anhören des Vorstandes bes t immt; 

(4) vorbehaltlich entgegenstehender gesetzlicher 
Best immungen Devisen, Gold, Silber und Pla t in zu 
kaufen und zu verkaufen; 

(5) verzinsliche Darlehen gegen Pfänder (Lom-
bardkredi te) auf nicht länger als drei Monate auf-
zunehmen und zu gewähren, und zwar 
a) gegen Wechsel, die den Erfordernissen der-Ziff. 1 

entsprechen, zu höchstens neun Zehntel ihres 
Nennbet rages ; 

b) gegen von der Verwal tung des Vereinigten Wi r t -
schaftsgebiets oder den deutschen Lände rn b e -
gebene Schatzwechsel, welche den Erfordernissen 
der Ziff. 2 entsprechen, zu höchstens ne\m Z e h n -
teln ihres Nennbet rages ; 

c) gegen in der Satzung bezeichnete festverzinsliche 
Wertpapiere , sowie gegen Schatzanweisungen 
u n d Schuldbuchforderungen der Verwal tung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets oder eines deu t -
schen Landes , die, vom Tage der Beleihung ge-
rechnet, innerhalb eines J a h r e s fällig sind, zu 
höchstens drei Vierteln ihres Kurswer tes . Be-
s teht für Werte dieser A r t kein Börsenkurs , so 
setzt der Vorstand den e iner Beleihung zugrunde 
zu legenden Wert nach der bestehenden V e r w e r -
tungsmöglichkeit fest; 

d) gegen Ausgleichsforderungen gegen das Land, 
welche Geldinst i tuten in diesem Lande gutge-
schrieben sind. 

Wenn der Schuldner eines im Lombardve rkeh r 
gewähr ten Dar lehens im Verzug ist, ist die Landes -
zent ra lbank berechtigt, ohne gerichtliche Ermächt i -
gung oder Mi twi rkung das Pfand durch einen ihrer 
Beamten oder durch einen zu Vers te igerungen be-
fugten Beamten öffentlich zu verkaufen oder, wenn 
de r verpfändete Gegenstand einen Börsen- oder 
Mark tpre i s hat , den Verkauf auch nicht-öffentlich 
durch einen dieser Beamten der Landeszent ra lbank 
oder einen Hande lsmakle r zum laufenden Pre i s be-
wi rken zu lassen und sich aus dem Erlös für Ko-
sten, Zinsen u n d Kapi ta l bezahl t zu machen. Dieses 
Recht behäl t d ie Landeszent ra lbank auch gegenüber 
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anderen Gläubigern und gegenüber der Konkur s -
masse des Schuldners. 

(6) dem Lande und, mit Genehmigung des F inanz-
ministers, Körperschaften des öffentlichen Rechts 
gemäß § 2, Ziffer 3 Kredi te zur Überbrückung eines 
zeitweiligen Kassenfehlbetrags zu gewähren. Diese 
Kassenkredi te dürfen insgesamt nicht mehr als ein 
Fünftel des Gesamtbetrags der Einlagen ausmachen. 

(7) Ausgleichsforderungen gegen das Land, die 
gemäß den Vorschriften des 3. Gesetzes zur Neu-
ordnung des deutschen Geldwesens (Umstel lungs-
verordnung) und der jeweils hierzu erlassenen 
Durchführungsverordnungen zugeteilt worden sind, 
von Geldinsti tuten zu kaufen oder an diese zu ver -
kaufen. 

2. Die für die vorgenannten Geschäfte anzuwenden-
den Diskont- und Zinssätze und sonstigen Entgelte 
werden vom Verwal tungsra t nach den Richtlinien 
der Bank Deutscher Länder festgesetzt und vom 
Vorstand veröffentlicht. 

§ 14 
1. Die Landeszentra lbank ist befugt, von jeder -

mann unverzinsliche Gelder im Giroverkehr oder 
als Einlage anzunehmen. 

2. Kredit inst i tute , die ihren Sitz oder eine Nieder-
lassung innerhalb des Landes haben, sind ver -
pflich'et, bei der Landeszentra lbank Mindestreserven 
zu unterhal ten, die in einem festen Verhäl tnis zu 
ihren fremden Geldern stehen. Die Höhe der Re-
servesätze und die Ar t der Reservehal tung wird 
nach Maßgabe der Best immungen des Zent ra lbank-
rat'.s der Bank Deutscher Länder vom Verwal tungs-
rat angeordnet. 

§ 15 
1. Die Landeszentra lbank dient als zentrale Ab-

rechnungsstelle für den gesamten bankmäßigen 
Üborweisungs- und Scheckeinzugsverkehr zwischen 
den Kredi t ins t i tu ten des Landes. Die Abrechnung 
zwischen den Ländern im Überweisungs- und Scheck-
einzugsverkehr der Landeszentra lbank und der 
übrigen Kredi t ins t i tu te des Landes erfolgt über die 
Bank Deutscher Lander , bei welcher die Landes-
zentra lbank entsprechende Konten unterhäl t . Die 
Landeszentra lbank erleichtert vorbehaltlich ent -
gegenstehender gesetzlicher Best immungen den Zah-
lungsverkehr mit dem Ausland. 

:i. Der Verwal tungsra t kann Anordnungen über 
die Organisation und die Durchführung des Über-
weisungs- und Scheckverkehrs innerhalb des Lan -
des erlassen. 

§ 16 
1. Die Landeszent ra lbank kann für Kredi t inst i tute 

und öffentliche Verwal tungen Wertgegenstände, 
insbesondere Wertpapiere , in Verwahrung und Ver-
wal tung nehmen. 

2. Sie kann die Aufgaben einer Wer tpapiersam-
melbank übernehmen und in dieser Eigenschaft ins-
besondere den Wer tpapier -Überweisungsverkehr 
pflegen. Zu diesem Zwecke kann sie Vere inbarungen 
mit anderen Wer tpapie rsammelbanken treffen. 

3. Die in den Absätzen (1) und (2) bezeichnete 
Geschäftstätigkeit unter l iegt der grundsätzlichen 
Regelung durch die Bank Deutscher Länder . 

4. Die Ausübung des St immrechts aus den von 
ihr ve rwahr ten oder verwal te ten Wertpapieren ist 
der Landeszentra lbank untersagt . 

§ 17 
1. Versieht die Landeszent ra lbank einen auf sie 

gezogenen Scheck mit einem Bestä t igungsvermerk, 
so wird sie dadurch dem Inhaber zur rechtzeitigen 
Einlösung verpflichtet; für die Einlösung haftet sie 
auch dem Ausstel ler und dem Indossanten. 

2. Die Landeszentra lbank ist nur nach vorheriger 
Deckung befugt, Schecks mit einem Bestät igungs-
vermerk zu versehen. 

3. Die Einlösung des bestät igten Schecks darf auch 
dann nicht verweigert werden , wenn inzwischen 
über das Vermögen des Ausstel lers der Konkurs er-
öffnet wurde . 

4. Die Verpflichtung aus der Bestätigung erlischt, 
wenn der Scheck nicht binnen eines Monats nach 
der Ausstellung zur Zahlung vorgelegt wird. Auf 
den Nachweis der Vorlegung finden die Vorschriften 
des Artikels 40 des Scheckgesetzes (RGBl. 1933. 1. 
597) Anwendung. 

5. Der Anspruch aus der Bestät igung verjährt in 
zwei J a h r e n vom Ablauf der Vorlegungsfrist an. 

6. Auf die gerichtliehe Gel tendmachung von An-
sprüchen auf Grund der Bestätigung finden die für 
Wechselsachen geltenden Zuständigkei ts- und Ver-
fahrensvorschriften entsprechende Anwendung. 

7. Die Bestätigung begründet nicht die Verpflich-
tung zur Entrichtung einer Steuer oder Abgabe. 

§ 18 
Andere Geschäfte als die in den §§ 13—17 zu-

gelassenen soll die Landeszentra lbank nur für 
fremde Rechnung nach vorherige Deckung oder für 
die Zwecke des eigenen Betriebes und der Betr iebs-
angehörigen oder zur Durchführung und Abwick-
lung zugelassener Geschäfte vornehman. 

VIII. — Wochenausweis 

§ 19 
1. Die Landeszentralbank hat den Stand ihrer Ver-

mögenswerte und Verbindlichkeiten regelmäßig nach 
dem Stand vom 7.. 15.. 23. und letzten jeden Monats 
zu veröffentlichen. 

2. Die Veröffentlichung muß angeben: 
(1) auf Seiten der Vermögenswerte: 

Kassenbestände; 
Guthaben bei der Bank Deutscher Länder; 

(a) Mindestguthaben, 

(b) Freie Guthaben. 
Postscheckguthaben; 
Guthaben bei anderen Landeszentra lbanken und 

bei deutschen Kredit inst i tuten außerhalb des 
Landes; 

Schatzwechsel und kurzfristige Schatzanweisun-
gen der Verwal tung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebiets; 

Schatzwechsel und kurzfristige Schatzanweisun-
gen der Länder ; 

Wechsel und Schecks; 
Ausgleichsforderungen; 
am offenen Markt gekaufte Wertpapiere; 
s'onstige Wertpapiere; 
Kassenkredi te: 

(a) an die Landesregierungen; 
(b) an sonstige öffentliche Stellen; 

Lombardforderungen: 

(a) gegen Wechsel, 
(b) gegen Ausgleichsforderungen, 

(c) gegen sonstige Sicherheiten; 
Freiverfügbare Forderungen gegen das Ausland: 
beschränkt verfügbare Forderungen gegen das 

Ausland; 

Beteiligung an der Bank Deutscher Länder : 

sonstige Vermögenswerte . 

(2) auf Seiten der Verbindlichkeiten: 

das Grundkapi ta l ; 

die Rücklagen und Rückstellungen; 
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die Einlagen: 
von Kreditinstituten innerhalb des Landes, 
von Kreditinstituten in anderen deutschen Län-

dern, 
von öffentlichen Verwaltungen, 
von sonstigen inländischen Einlegern, 
von ausländischen Einlegern; 

bei der Bank Deutscher Länder aufgenommene 
Lombarddarlehen gegen 
(a) Wechsel, 
(b) Ausgleichsforderungen, 
(c) sonstige Sicherheiten; 

die sonstigen Verbindlichkeiten. 
3. Außerdem sind die aus weiterbegebenen Wech-

seln entstandenen bedingten Verbindlichkeiten sowie 
die Summe der an die Bank Deutscher Länder ver-
kauften Ausgleichsforderungen ersichtlich zu machen. 

IX. — Strafbestimmungen 
§ 20 

1. Die Mitglieder des Vorstandes machen sich 
strafbar und können mit Gefängnis bis zu fünf Jah-
ren und mit Geldstrafe bis zu 25 000 DM oder mit 
einer dieser Strafen bestraft werden, wenn sie in 
den in § 19 vorgeschriebenen Veröffentlichungen der 
Wochenausweise oder im Jahresabschluß den Stand 
der Verhältnisse der Landeszentralbank vorsätzlich 
unwahr darstellen oder verschleiern. 

2. Die Strafverfolgung tritt auf Antrag der Bank-
aufsichtsbehörde ein. 

X. — Schluß- und Übergangsbestimmungen 
§ 21 

Die Satzung der Landeszentralbank wird vom 
Verwaltungsrat erlassen. Sie bedarf der Genehmi-
gung der Bankaufsichtsbehörde. 

§ 22 
1. Die Landeszentralbank hat die Stellung einer 

Landesbehörde. 
2. Die Vorschriften über die Haftung des Landes 

für seine Beamten gelten sinngemäß für die Landes-
zentralbank. 

• § 23 
Für die öffentlichen Bekanntmachungen der Lan-

deszentralbank genügt die einmalige Einrückung in 
das der Landesregierung für öffentliche Bekannt-
machungen dienende Anzeigenblatt. Die Bekannt-
machung gilt mit dem Tage der Ausgabe des An-
zeigenblattes als bewirkt. 

§ 24 
Die Landeszentralbank genießt in Steuer-, Bau-, 

Wohnungs- und Mietangelegenheite'n die gleichen 
Vergünstigungen wie die obersten Landesbehörden. 

§ 25 
Die Landeszentralbank ist nicht Rechtsnachfolgerin 

der Deutschen Reichsbank; durch diesen Paragra-
phen werden Geschäfte einer Landeszentralbank be-
züglich solcher Vermögenswerte der Reichsbank, 
welche der Landeszentralbank auf Befehl oder mit 
Zustimmung der Militärregierung übertragen wor-
den sind, nicht ausgeschlossen. 

§ 26 
Der deutsche Text dieses Gesetzes ist der amt-

liche Text. 
§ 27 

1. Dieses Gesetz tritt in den Ländern Bayern, 
Bremen, Hessen und Württemberg - Baden am 
15. April 1949 in Kraft, 

2. Folgende deutsche Gesetze treten hiermit außer 
Kraft: 

a) Gesetz Nr 50 der Bayerischen Landesregierung 
vom 27. 11. 1946; 

b) Gesetz Nr. 55 der Landesregierung von Würt-
temberg-Baden vom 7. 12. 1946; 

e) Gesetz über die Errichtung der Landeszentral-
bank von Hessen vom 7. 12. 1946; 

d) Gesetz über die Errichtung der Landeszentral-
bank von Bremen vom 6. 3. 1947. 

3. Unbeschadet einer späteren Vermögensausein-
andersetzung mit der Deutschen Reichsbank bleiben 
alle Rechtshandlungen, welche auf Grund des Para-
graph 26 jedes der angeführten Gesetze und in 
Übereinstimmung mit demselben bisher vorgenom-
men worden sind, durch diese Aufhebung unberührt 

4. Die zur Durchführung des Gesetzes erforder-
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erläßt 
der Finanzminister. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG. 

Gesetz 
über die Bekanntmachungen in Fäl len der 

Kriegsverschol lenheit 
Vom 4. Mai 1949 

Auf Grund der Art. II und III der Proklamation 
Nr. 4 der Amerikanischen Militärregierung vom 
1. März 1947 in Verbindung mit der Proklamation 
Nr. 2 der Amerikanischen Militärregierung vom 
19. September 1945 wird das folgende vom Länder-
rat nach Anhörung des Parlamentarischen Rates am 
15. Februar 1949 beschlossene Gesetz erlassen und 
verkündet: 

§ 1 
(1) Im Verfahren bei Todeserklärungen von Kriegs-

verschollenen und bei Feststellung der Todeszeit 
von Kriegsteilnehmern (§§ 4, 39, 40 des Gesetzes 
über die Verschollenheit, die Todeserklärung und 
die Feststellung der Todeszeit vom 4. Juli 1939, 
RGBl. I S. 1186) sind die im Gesetz vorgeschriebenen 
Bekanntmachungen statt in einer Tageszeitung in 
einer vom Zentraljustizamt für die britische Zone 
herausgegebenen Verschollenheitsliste zu veröffent-
lichen. 

(2) Absatz (1) gilt auch, wenn die Verschollenheit 
oder der Tod unter anderen als den in § 4 des Ge-
setzes bezeichneten Umständen in Zusammenhang 
mit Kriegsereignissen oder -zuständen eingetreten ist. 

(3) Das Gericht kann anordnen, daß das Aufgebot 
auch in einer Tageszeitung bekanntgemacht wird. 
§ 20 Abs. (2) und § 43 Abs. (1) des Gesetzes bleiben 
unberührt. 

(4) Die Aufgebotsfrist des § 21 und die Frist des 
§ 43 des Gesetzes beginnen mit dem Ablauf des 
Tages der Ausgabe der Verschollenheitsliste in 
Hamburg. Mit dem gleichen Zeitpunkt gilt die Zu-
stellung des Beschlusses, durch den der Verschollene 
für tot erklärt wird (§ 24 Abs. [3] des Gesetzes), als 
bewirkt. 

§ 2 
Die Verordnungen zur Ergänzung des Gesetzes 

über die Verschollenheit, die Todeserklärung und 
die Feststellung der Todeszeit vom 17. Januar 1942 
(RGBl. I S. 31) und vom 20. Januar 1943 (RGBl. I 
S. 66) werden aufgehoben. ' 

§ 3 
Bekanntmachungen, die bis zum Inkrafttreten 

dieses Gesetzes in einem allgemein für amtliche Be-
kanntmachungen bestimmten Blatt veröffentlicht 
worden sind, sind nicht aus dem Grund unwirksam, 
weil sie nach dem Verschollenheitsgesetz in einer 
Tageszeitung hätten veröffentlicht werden müssen. 

§ 4 
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1949 in Kraft. 
München, den 4. Mai 1949. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d 
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Anlage 
zu Art. 14 Abs. (3) des Gesetzes übe r L a n d t a g s w a h l , Volksbegehren u n d Volksentscheid (LandeswaM-

gesetz) vom 29. März 1949 (GVB1. S. 69). 

A u f s t e l l u n g ü b e r d i e S t i m m k r e i s e u n d S t i m m k r e i s v e r b ä n d e 

Wah lk re i s O b e r b a y e r n 
2 7 S t i m m k r e i s e u n d S t i m m k r e i s -

v e r b ä n d e (durchschnit t l . E inwohne rzah l : 90 345) 

1. München-S tad t S t i m m k r e i s I 
(Stadtbez. 1—4, 6, 8, 9, 11: 57 600) 

S t i m m k r e i s I I I 
(Stadtbezi rke 12, 13, 29 63 800) 121 400 Einw. 

2. München -S tad t S t i m m k r e i s V 
(Stadtbezi rke 17, 18 55 600) 

S t i m m k r e i s VI 
(Stadtbezi rke 30 m i t 32 62 100) 117 700 E inw. 

3. München -S tad t S t i m m k r e i s VI I 
(Stadtbezirke 24, 36, 41 40 000) 

S t i m m k r e i s X I I I 
S tad tbez i rke 35, 37. 39. 40 49 200) 89 200 Einw. 

4. München -S tad t S t immkre i s XI 
(Stadtbezirke 26, 27 59 500) 

S t i m m k r e i s X I I 
(Stadtbezi rke 28, 33, 38 62 100) 121 600 
München-S tad t S t i m m k r e i s I I 
(Stadtbezirke 5, 7, 22) 65 900 

6. München -S tad t S t i m m k r e i s IV 
(Stadtbezi rke 14 mi t 16) 66 900 

7. München-S tad t S t i m m k r e i s VII I 
(Stadtbezirke 10, 19, 34) 70 800 

8. München-S tad t S t i m m k r e i s IX 
^Stadtbezirke 20, 25) 65 700 

9. , v"ünchen-Stadt S t i m m k r e i s X 
'S tad tbez i rke 21, 23) 63 800 

10 ' chach (44 879) 
Dachau (58 100) 102 979 

11. Al töt t ing 75 196 
12. Berchtesgaden (43 147) 

Stadt Bad Reichenhal l (14 754) 
Laufen (60 117) 

13. Ebersberg (52 680) 
Bad Aibl ing (46 563) 

14. Erding 
15. Fr-eising-Stadt (25 734) 

F re i s ing-Land (51 914) 
Fürs tenfe ldbruck 
Garmisch-Pa r t enk i rchen (59 143) 
Bad Tölz (41 622) 
T ngo l s t ad t -S tad t (38 541) 
Ingo l s t ad t -Land (44 516) 
L a n d s b e r g - S t a d t (13 144) 
L a n d s b e r g - L a n d (46 359) 
Schongau (38 633) 
Miesbach 
Mühldorf (64 562) 
Wasserburg (57 020) 
: l ü n c h e n - L a n d 
1' af fenhofen (56 088) 
Schrobenhausen (34 679) 
Rosenhe im-Land (86 388) 
Rosenhe im-S tad t (29 778) 
S t a r n b e r g (65 649) 
Wolf ra tshausen (40 730) 

. a u n s t e i n - S t a d t (15 561) 
T r a u n s t e i n - L a n d (84 902) 

27. Weilheim 

Wahlkre i s N i e d e r b a y e r n 
12 S t i m m k r e i s e u n d S t i m m k r e i s v e r -

b ä n d e (durchschnit t l . E i n w o h n e r z a h l : 92 983) 

16. 

17. 

18. 

19. 

20 

21. 

22. 

23. 

24. 

25 

26. 

Einw. 

Einw. 

Einw. 

Einw. 

Einw. 

Einw. 

Einw. 
Einw. 

118 018 Einw. 

99 243 Einw. 
66 922 Einw. 

77 648 Einw. 

67 190 Einw. 

100 765 Einw. 

83 057 Einw. 

98 136 
79 468 

121 582 
81 760 

E inw 
Einw. 

E inw. 
Einw. 

90 767 E inw 

116 166 E inw 

106 379 E inw 

100 463 Einw 
69 880 E inw 

1. Logen 
' Viechlach 

2. c^gendor f -S tad t 
Deggendor f -Land 

3. Eggenfelden 
Vi lsb iburg 

(42 995) 

(35 862) 78 857 Einw. 

(16 597) 

(61 292) 77 889 Einw. 

(60 921) 

(47 944) 108 865 Einw. 

4. Kc lhe im 
M a i n b u r g 

5. Kötz t ing 
Regen 

6. Mal lersdorf 
R o t t e n b u r g 
Dingolfing 

7. Landshu t -S tad t . 
L a n d s h u t - L a n d 

8. P a s s a u - S t a d t 
P a s s a u - L a n d 

9. P fa r rk i r chen 
Griesbach 

10. S t r a u b i n g - S t a d t 
S t r a u b i n g - L a n d 

11. Vilshofen 
L a n d a u / I s a r 

12. Wegscheid 
Wolfstein 
Gra fenau 

(52 974) 
(26 468) 
(39 433) 
(48 283) 
(37 246) 
(29 152) 
(36 216) 
(45 741) 
(41 618) 
(34 806) 
(67 608) 
(62 982) 
(49 119) 
(36 441) 
(35 073) 
(65 483) 
(38 149) 
(26 155) 
(46 480) 
(30 766) 

79 442 Einw. 

87 716 Einw. 

102 614 Einw. 

87 359 Einw. 

102 414 Einw. 

112 101 E inw, 

71 514 Einw. 

103 632 Einw. 

103 401 E inw, 

Wah lk re i s Oberpfalz 
10 S t i m m k r e i s e u n d S t i r n m k r e i s v e r « 

b ä n d e (durchschni t t l . E i n w o h n e r z a h l : 91390) 

1. A m b e r g - S t a d t 
A m b e r g - L a n d 

(37 968) 
(45 842) 

Su lzbach-Rosenberg (33 860) 117 670 Einw, 
2. Burg lengenfe ld 

S tad t Schwandor f 
(41 952) 
(12 663) 

Roding (34 350) 88 965 Einw, 
3. C h a m 

N e u n b u r g v . W . 
(45 159) 
(20 029) 

Wa ldmünchen (20 954) 86 142 Einw. 
4. N a b b u r g 

Oberviechtach 
(30 185) 
(17 614) 

V o h e n s t r a u ß (29 071) 76 870 Einw. 
.=>. N e u m a r k t i. d. Opf. (48 482) 

Beiir g i i e s (21 105) 69 587 Einw. 
6. Neus tad t /W. 

S t ad t Weiden 
(52 659) 
(37 390) 

Eschen bach (35 659) 125 708 Einw. 
7. P a r s b e r g (42 221) 

R iedenburg (22 026) 64 247 Einw. 
8 R e g e n s b u r g - S t a d t 

(S t immkre i sve rband) 
113 169 E inw. 

9 R e g e n s b u r g - L a n d 85 874 Einw. 
10. T i r schenreu th (61814) 

K e m n a t h (23 856) 85 670 E inw. 

Wah lk re i s Obe r f r anken 
1 2 S t i m m k r e i s e u n d S t i m m k r e i s v e r -

b ä n d e (durchschni t t l . E i n w o h n e r z a h l : 93 152) 

1. B a m b e r g - S t a d t 
2. B a m b e r g - L a n d 
3. B a y r e u t h - S t a d t 

B a y r e u t h - L a n d 
4. C o b u r g - S t a d t 

C o b u r g - L a n d 
S t ad t Neus tad t b. Cob. 

5. E b e r m a n n s t a d t 
Pegn ;<7 

6. F o r c h l v ' - n - S t a d t 
Forch'n^. . . i -Land 
Höchstadt Aisch 

7. Hof -S tad t 
Hof -Land 

8. Kronach 
9. K u l m b a c h - S t a d t 

K u l m b a c h - L a n d 
S tad ts te inach 

10. Münchberg 
Nai la 

75 841 Einw. 
79 130 E inw. 

(57 782) 
(51 213) 108 995 E i n w . 
(46 048) 
(63185) 
(12 722) 121 955 Einw, 
(31 801) 
(39 815) 71 616 E inw, 
(16 354) 
(44 701) 
(44 663) 105 718 E inw, 
(60 597) 
(34 666) 95 263 Einw. 

79 720 E inw. 
(23 617) 
(39 455) 
(23 056) 86 128 Einw, 
(44 827) 
(39 404) 84 231 Einw, 
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11. Staffelstein (28 622) 
Lichtenfels (56 934) 85 556 Einw. 

12. Wun.siedei (61 407) 
S tad t Mark (red witz (15 738) 
Rehau (28 371) 
Stadt Selb (18 152) 123 668 Einw. 

Wahlkreis Mit telfranken 

14 S t i m m k r e i s e u n d S t i m m k r e i s v e r -
b ä n d c (durchschnittl . E inwohnerzahl : 90 241) 

1. Nürnberg-S tad t S t immkr . I (Stadt-
teile Johannis . Doos, Sehniegling, 
Wetzsndf.. Thon, Kleinreuth , Lohe, 
Almoshof, Schnepfenreuth, Höfles, 
Buch, Kraftshof 52 914) 

St immkr. VI 
(Stadtteile Altstadt , Gostenhof, M u g -
gendorf, Eberhardshof 55 195) 108 18» Einw. 

2. Nürnberg-S tad t S t immkr . I I 
(Stadtteile Maxfeld, Wöhrd, Schop-
pershof, Jobst , Spitalhof, Er len-
stegen, Schafhof, Loher Moos, Zie-
gelstein, Buchenbühl, Großreuth 
h . d . V 59 448) 

S t immkr . I I I 
(Stadtteile Flaschenhof, Mögeldorf, 
Laufamholz, Hemmer , Zerzabelshof, 
Dutzendteich, Gle ißhammer , Peter , 
Rangierbahnhof, Bleiweis 59278) 118 726 Einw. 

3. Nürnberg-S tad t S t immkr . IV 
(Stadtteile Tafelhof, Galgenhof, 
Lichtenhof, Stoinbühl, Gibitzenhof, 
Gartenstadt , Werderau , Sandreu th 

56 779) 
S t immkr . V 

(Stadtteile St. Leonhard, Schweinau, 
Gaismannshof, Sündersbühl , Eibach, 
Maisch, Hinterhof, Reichelsdorf, 
Mühlhof, Röthenbach, Krottenbach, 
Gerasmühle , Gebersdorf, Groß-
reuth, Kleinreuth b. Schweinau, 
Höfen, Neuleyh 52 713) 109 497 Einw. 

4. Ansbach-Stadt (33 242) 
Ansbach-Land (57 007) 90 249 Einw. 

5. Dinkelsbühl (41 355) 
Feuchtwangen (41 037) 82 3&2 Einw. 

6: Eichstatt (45 255) 
Hilpoltstein (35 010) 80 265 Einw. 

7. Er langen-Stadt (48 080) 
Er langen-Land (24 065) 72 145 Einw. 
Fü r th -S t ad t 98 704 Einw. 
Lauf/Pegnitz (43 338) 
Hersbruck (36 885) 80 223 Einw. 
Nürnberg-Land (42 045) 
Für th -Land (51 397) 93 442 Einw. 
Scheinfeld (27 386) 
Neustadt a. d. Aisch (44 991) 72 377 Einw. 
Schwabach-Stadt (18 866) 
Schwabach-Land (53 463) 72 329 Einw. 
Uffenheim (47 700) 
Rothenburg o. T. -Stadt (11 074) 
Rothenburg-Land (26 810) 85 584 Einw. 
Weißenburg i. Bay. (54 186) 
Gunzenhausen (47 773) 101 959 Einw. 

8 
9 

10. 

11. 

12 

13. 

14 

Wahlkreis U n t e r f r a n k e n 

1 1 S t i m m k r e i s e u n d S t i m m k r e i s v e r -
b ä n d e (durchschnittl E i n w o h n e r z a h l 93 994) 

1. Aschaffenburg-Stadt (42 327) 
Aschaffenburg-Land (57 171) 99 498 E inw. 

2. Alzenau i. Ufr. (41 606) 
Lohr (34 578) 
Gemünden (22 203) 98 387 Einw. 

3. Bad Kiss ingen-Stadt (16 805) 
Bad Kiss ingen-Land (42 380) 
Neustadt a. d. Saale (33 421) 92 606 E inw. 

4. Ebern (28 125) 
Hofheim i. Ufr. (22 965) 
Königshofen i. Gr. (21 529) 
Mellrichstadt (25 338) 97 957 E inw: 

5. Gerolzhofen (45 998) 
Haßfur t (45 276) 91 274 Einw 

6. Hammelburg (29 286) 
Kar l s t ad t (42 117) 
Brückenau (21 589) 92 992 Einw. 

7. Miltenberg (36 809) 
Obernburg (49 293) 86102 Einw. 

8. Ochsenfurt (41 983) 
Ki tz ingen-Stadt (16 582) 
Ki tz ingen-Land (42 561) 101126 Einw. 

9. Schweinfur t -Stadt (41 384) 
Schweinfur t -Land (56 636) 98 020 E inw 

10. Würzburg-S tad t 66 376 Einw 
11. Würzburg -Land (67 774) 

Marktheidenfeld (41 831) 109 605 E inw 

Wahlkreis Schwaben 
14 S t i m m k r e i s e u n d S t i m m k r e i s v e r -

b ä n d e (durchschnittl . E i n w o h n e r z a h l : 90 119) 

1. Augsburg-S tad t S t i m m k r . I 
Stadtbezirke 1 -12 u n d 24: 66 473) 

S t i m m k r . I I 
Stadtbezirke 13 mit 19 54 093) 

2. Augsburg-S tad t S t i m m k r . I I I 
Stadtbezirke 20 mit 23 u. 25 m. 29) 
Augsburg-Land (79 709) 
Wert ingen (37 781) 
Dillingen a. d. Donau 
Donauwör th . (60 052) 
Nördlingen (58 362) 

6. Fr iedberg (35 838) 
Schwabmünchen \ 42 225) 

7. Günzburg (61 811) 
Krumbach (40 010) 
Kaufbeuren-S tad t (19 067) 
Kaufbeuren-Land (40 405) 
Mindelheim (59 892) 
Kempten -S t ad t (38 978) 
K e m p t e n - L a n d (55 651) 
Mark t Oberdorf (41714) 
Füssen (38 111) 

11. Memmingen-S tad t (25 066) 
Memmingen-Land (53 510) 
Neuburg /Donau-Stad t (14 346) 
Neuburg /Donau-Land (46 929) 
Neu-Ulm-S tad t (12 985) 
Neu-Ulm-Land (44 289) 
Jl ler t issen (39 919) 
Sonthofen 

4. 
5. 

8. 

9. 

10 

12 

13 

120 566 

53 117 

117 490 
66 710 

118 414 

78 063 

101 821 

119 364 

94 629 

' 79 825 

78 576 

61275 

Einw. 

Einw 

Einw. 
E inw. 

Einw. 

fenw 

Einw 

E inw 

E i n w 

Einw 

Einw 

Einw 

14 
97 193 
69 967 

E inw 
Einw 
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